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Alarmierender Anstieg von
Kindeswohlgefährdungen im Saarland:

Handlungsbedarf!
Die CDU im Saarland fordert stärkere Maßnahmen gegen
den Anstieg der Kindeswohlgefährdungen. Aufklärung und

bessere Unterstützung für Jugendämter sind essenziell.

Im Saarland ist eine besorgniserregende Entwicklung zu
beobachten: Die Zahl der gemeldeten Verdachtsfälle auf
Kindeswohlgefährdung steigt kontinuierlich an. Aktuelle
Statistiken vom Statistischen Landesamt bestätigen diesen
Trend und werfen ein Schlaglicht auf einen alarmierenden
Zustand, der nicht ignoriert werden kann. Alwin Theobald, der
kinderschutzpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion,
äußert sich zu dieser Problematik und fordert dringende
Maßnahmen.

Theobald macht deutlich, dass die wachsende Anzahl an
Verdachtsfällen nicht nur Zahlen sind, sondern das Schicksal von
Kindern betrifft, die möglicherweise in gefährlichen
Verhältnissen leben. „Wir müssen die Bevölkerung besser über
Anzeichen solcher Gefährdungen aufklären und das Personal in
den zuständigen Stellen, insbesondere den Jugendämtern,
besser unterstützen“, erklärte er in einem Statement, das die
Notwendigkeit von präventiven Schritten unterstreicht.

Dringender Handlungsbedarf

Die Herausforderungen, denen sich die Jugendämter
gegenübersehen, sind nicht zu unterschätzen. Hohe Fallzahlen
überfordern oft das bestehende Personal, was die Qualität der



Hilfe gefährden kann. Aus diesem Grund fordert die CDU eine
personelle und finanzielle Aufstockung der Jugendämter. „Es
braucht Ressourcen, um effizient helfen zu können“, so
Theobald, der in diesem Zusammenhang die Verantwortung der
gesamten Gesellschaft in den Vordergrund stellt.

Ein zentraler Punkt in den Überlegungen der CDU ist die
Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den beteiligten
Institutionen. Im neuen saarländischen Kinderschutzgesetz sind
Netzwerke für den Kinderschutz fest verankert. Diese sollen
gestärkt und ausgebaut werden, um präventiv gegen
Kindeswohlgefährdungen vorzugehen. Initiativen wie das
Netzwerk „Frühe Hilfen“, das präventive Hilfsangebote
bereithält, stehen hierbei im Fokus der politischen Agenda.

Schutz der Anonymität

Ein besonders kritischer Aspekt, den Theobald betont, ist der
Schutz der Anonymität von Hinweisgebern. „Wir müssen
sicherstellen, dass Menschen, die Hinweise auf mögliche
Kindeswohlgefährdungen geben, sich sicher fühlen können“,
erklärt er. Diese Maßnahmen sind entscheidend, um die
Dunkelziffer solcher Fälle zu reduzieren und eine Kultur zu
schaffen, in der Missstände nicht mehr verschwiegen, sondern
offen angesprochen werden.

Zusätzlich zur Verbesserung der rechtlichen
Rahmenbedingungen setzt sich die CDU für den Ausbau von
Einrichtungen ein, die betroffenen Kindern Unterstützung und
Hilfestellung in Bezug auf Traumabewältigung anbieten.
Theobald führt aus: „Der Schutz unserer Kinder muss oberste
Priorität haben. Wir müssen alle verfügbaren Maßnahmen
ergreifen, um sie vor Gewalt und Misshandlung zu bewahren.“

Die Forderungen der CDU kommen nicht von ungefähr.
Angesichts der alarmierenden Zunahme an
Kindeswohlgefährdungen ist es unerlässlich, dass Politik und
Gesellschaft zusammenarbeiten, um Kinder zu schützen und



präventive Maßnahmen zu implementieren. Es geht nicht nur
um Zahlen, sondern um das sichere Aufwachsen der nächsten
Generation.

Details
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